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Gesetzesnovelle

Jugendschutz steht zur Debatte

Eine Arbeitsgruppe von Bund und Ländern soll über eine Novelle des Jugendarbeitsschutzgesetzes beraten. Das freut vor allem den Hotel- und Gaststättenverband.







Arbeitsbeginn demnächst eine Stunde früher? (FR)
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Berlin - Nach den Plänen des saarländischen Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit sollen Jugendliche grundsätzlich in der Zeit von 6 bis 22 Uhr beschäftigt werden dürfen. Bisher ist für Arbeitnehmer und Auszubildende um 20 Uhr Feierabend. Es gelten aber Ausnahmen, etwa im Gastronomie- und Schaustellergewerbe. Derzeit reichen Jugendliche bis 22 Uhr Getränke oder verkaufen Tickets. Künftig soll im Lokal und auf dem Rummelplatz eine Stunde später das Privatleben beginnen. Und in Bäckereien müssen die jungen Leute vielleicht schon um vier Uhr antreten statt um fünf.

Die Pläne hatte das Saarland im März im Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik vorgetragen. In den kommenden Monaten will das Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine Arbeitsgruppe von Bund und Ländern installieren, die das Thema bespricht. Manche Bundesländer sind schon jetzt einverstanden.

Hotels versprechen 2000 Lehrstellen


Sollten die saarländischen Ideen umgesetzt werden, käme der Bund den Wünschen der Arbeitgeberverbände entgegen - allen voran denen des Deutschen Hotel- und Gaststättenverbands. "Wir dringen seit Jahren auf eine Lockerung des Gesetzes", sagt dessen Hauptgeschäftsführerin Ingrid Hartges. Jugendliche Auszubildende in der Gastronomie würden Teile des Arbeitsalltags verpassen, wenn sie um 22 Uhr nach Hause gehen - etwa den Rechnungsabschluss im Hotel oder Restaurant. Betriebe stellten keine Auszubildenden ein, weil denen verboten sei, den Ablauf komplett zu verfolgen und mitzuwirken. Die Branche würde auf ein weniger restriktives Gesetz Umfragen zufolge mit Einstellungen reagieren: 2000 Ausbildungsplätze, sagt Hartges, würden in der Gastronomie- und Hotelbranche geschaffen.

Die Opposition sieht in den Vorschlägen "eine Auftragsarbeit" für den Gaststättenverband. Klaus Ernst, stellvertretender Fraktionssprecher der Linkspartei, sagt, Arbeitgeber versuchten durchzusetzen, dass an sieben Tagen pro Woche 24 Stunden gearbeitet werden kann. "Dem muss man entgegentreten." Es könne nicht sein, dass die Bundesregierung eigene Versäumnisse in der Schaffung von Ausbildungsplätzen nutze, um den Arbeitsschutz Jugendlicher zu verschlechtern. Auch Kai Gehring, jugendpolitischer Sprecher der Grünen, muss bei dem Thema "aufhorchen". Die Forderung, Jugendliche länger arbeiten lassen zu dürfen, "legt den Schluss nah, dass da Azubis als billige Arbeitskräfte missbraucht werden sollen".

Auch der DGB beobachtet die Bestrebungen kritisch. Eine Lockerung des Jugendarbeitsschutzes "lehnen wir ab", sagt Marco Frank, politischer Referent des Bundesvorstands. Man dürfe nicht ein Schutzgesetz gegen fehlende Ausbildungsplätze ausspielen. Jugendliche seien körperlich und geistig noch in ihrer Entwicklung, auch die Vorbereitung auf die Berufsschule leide, wenn sie erst nachts von der Arbeit kämen. Frank sieht "keinen Raum für Kompromisse". Wie weit das Arbeitsministerium dem Vorschlag folgt, ist offen. Man wolle Ideen sammeln und diskutieren, heißt es. "Eine grundlegende Reform bedarf der gründlichen Abstimmung", sagt eine Sprecherin. In den Regierungsparteien ist man mit Stellungnahmen ebenfalls zurückhaltend. Die Ausweitung der Arbeitszeit für Jugendliche bis 23 Uhr, heißt es in der Bundes-SPD, wolle man nicht mittragen. Martin Hampel
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Kommentar Ausbildung: Unsozial
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